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Gesundheitsministerin Köpping: »Pege muss für alle
bezahlbar bleiben«

»Mein Ziel als Staatsministerin für Soziales und Gesundheit ist es, die
Eigenbeträge in der stationären Pege zu begrenzen. Ich setze mich für eine
nachhaltige Finanzierung der Leistungen der Pegeversicherung ein. Pege
muss für alle bezahlbar bleiben«, erklärte Gesundheitsministerin Petra
Köpping heute im Sächsischen Landtag zum Antrag der Fraktion Die Linke
»Zu pegende Menschen nanziell entlasten: Eigenanteile in der Pege
endlich deckeln. Erster notwendiger Schritt zur Pegevollversicherung«.
Die Ministerin stellte klar: »Der weiter wachsende Finanzierungsbedarf
der Pegeversicherung macht eine grundsätzliche Auseinandersetzung mit
einer Weiterentwicklung der sozialen Sicherungssysteme erforderlich. Wir
müssen schauen, was der heutigen Lebenswirklichkeit gerecht wird. Hier ist
gegebenenfalls eine neue Balance zwischen den nanziellen Möglichkeiten
der Betroffenen und ihrer Angehörigen und den steuernanzierten
staatlichen Unterstützungsmöglichkeiten zu nden.«

Die zunehmende Pegebedürftigkeit der älter werden Bevölkerung stellt die
Gesellschaft vor große Herausforderungen. Immer mehr Menschen seien auf
Hilfe und Pege angewiesen. Ende 2017 hätten in Sachsen 204.797 Menschen
Leistungen der Pegeversicherung in Anspruch genommen. Das sei ein
Zuwachs gegenüber dem Jahr 2015 in Höhe von 22,8 Prozent. Klar sei schon:
Die aktuellen Zahlen würden deutlich darüber liegen, so die Ministerin.

Petra Köpping hob hervor: »Es ist eine Errungenschaft der umfassenden
Pegereformen, dass sich die Anzahl der Menschen, die Leistungen der
Pegeversicherung in Anspruch nehmen können, erhöht hat. Heute haben
deutlich mehr Menschen Zugang zu den Pegeversicherungsleistungen. Dies
erleichtert ganz erheblich den Alltag der pegebedürftigen Menschen und
ihrer Angehörigen. Andererseits führt die Ausweitung des Systems auch zu
steigenden Kosten.« Die Ministerin stellte klar: »Es ist nicht die Absicht
des Gesetzgebers, dass die steigenden Kosten zugunsten einer verbesserten
Pege allein zu Lasten der Pegebedürftigen und ihrer Angehörigen gehen.
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Niemand soll eine individuell nicht mehr tragbare Belastung erfahren
oder gar in die Gefahr von Altersarmut rücken, weil die Kosten für
die Pege steigen. Deswegen wurde auch ein einrichtungeneinheitlicher
Eigenanteil in Heimen eingeführt. Es war ungerecht, dass mit steigender
Pegebedürftigkeit auch die Kosten für den Heimplatz steigen. Das ist nun
Vergangenheit, dafür habe auch ich mich eingesetzt.«


